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Anpassungen des landeskirchlichen Rechts  

ans Bundesrecht «AHV 21» 

Fakultatives Referendum 

Ablauf der Referendumsfrist: 19. Februar 2026 

 

1. Das Personalgesetz (KGS 930) wird wie folgt ge-

ändert: 

Art.  6 Abs. 3 (geändert) 

Abs. 1 und 2 unverändert. 

3 Für Aushilfsdienste von sehr kleinem Umfang müssen keine schriftlichen 

Arbeitsverträge abgeschlossen werden. 

Art.  7 Abs. 2 (aufgehoben) 

Abs. 1 unverändert. 

Abs. 2 aufgehoben. 

Art.  10 Abs. 2 (geändert) 

Abs. 1 unverändert. 

2 Es ist in folgenden Fällen zu befristen: 

1. aufgehoben; 

2. bei der provisorischen Anstellung von Pfarrpersonen vor deren Auf-

nahme in die Synode; 

3. wenn die Anstellung nicht auf Dauer ausgerichtet ist; 

4. wenn ein anderer sachlicher Grund vorliegt. 

Abs. 3 unverändert. 

Art.  11 Abs. 1 und 3 (geändert) 

1 Ein Anstellungsverhältnis endet durch: 
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1.  ordentliche Kündigung; 

2.  fristlose Kündigung; 

3.  Auflösung im gegenseitigen Einvernehmen; 

4.  Arbeitsunfähigkeit infolge Invalidität; 

5.  Wegfall einer Wählbarkeitsvoraussetzung; 

6.  Erreichen des Referenzalters; 

6a. Erreichen der Altersgrenze; 

7. den Tod der Mitarbeiterin oder des Mitarbeiters. 

Abs. 2 unverändert. 

3 Das Anstellungsverhältnis einer Pfarrperson im Gemeindedienst endet zu-

dem im Falle einer Abberufung bzw. Abwahl durch die Kirchgemeindever-

sammlung, einer Amtsenthebung durch den Kirchenrat, einer Nichtauf-

nahme in die Synode oder eines Ausschlusses aus der Synode auf das Ende 

des Monats. Sofern keine Gründe für eine fristlose Kündigung vorliegen, 

erhält die Pfarrperson eine Entschädigung in der Höhe von drei Monatslöh-

nen (einschliesslich Zulagen). 

Art.  12 Abs. 5 (neu) 

Abs. 1 bis 4 unverändert. 

5 Die Beendigung des Anstellungsverhältnisses durch die Kirchgemeinde ist 

bei einer von der Kirchgemeindeversammlung gewählten Pfarrperson nur 

mittels Abberufung bzw. Abwahl, Amtsenthebung durch den Kirchenrat 

oder Ausschluss aus der Synode möglich. 

Art.  14 Abs. 2 (geändert) 

Abs. 1 unverändert.  
2 Nach der Probezeit beträgt die Kündigungsfrist: 

1.  für Pfarrpersonen und Sozialdiakoninnen bzw. -diakone im Gemeinde-

dienst: 
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a. bis zum Erreichen des Referenzalters sechs Monate auf das Ende 

eines Monats; 

b. nachher drei Monate auf das Ende eines Monats; 

2.  für Fachlehrpersonen Religion vier Monate auf das Ende des Schuljah-

res; 

3.  für die anderen Mitarbeitenden der Kirchgemeinde und für die Mitar-

beitenden der Landeskirche: 

a.  im ersten Anstellungsjahr einen Monat auf das Ende eines Monats; 

b.  nachher drei Monate auf das Ende eines Monats. 

Abs. 3 und 4 unverändert. 

Art.  15 Abs. 3 (neu) 

Abs. 1 und 2 unverändert. 

3 Bei von der Kirchgemeindeversammlung gewählten Pfarrpersonen findet 

Art. 12 Abs. 5 sinngemäss Anwendung. 

Art.  19 Erreichen des Referenzalters 

1 Das Anstellungsverhältnis endet am letzten Tag des Monats, in welchem 

die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter das 65. Altersjahr vollendet hat. 

2 Bei Fachlehrpersonen Religion endet die Anstellung am 31. Juli des Jah-

res, in welchem sie das Referenzalter erreichen. 

3 Nach Erreichen des Referenzalters ist eine befristete oder unbefristete 

Anstellung möglich, wenn dies im Interesse der Landeskirche, der Kirchen-

region bzw. der Kirchgemeinde liegt. 

4 Wird das Referenzalter gemäss Bundesgesetz über die Alters- und Hin-

terlassenenversicherung erhöht, so kann der Kirchenrat das Alter gemäss 

Abs. 1 entsprechend anpassen. 

Art.  20 Abs. 3 (geändert) 

Abs. 1 und 2 unverändert. 
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3 Nehmen vorzeitig pensionierte Mitarbeitende eine neue Erwerbstätigkeit 

auf, sind sie bis zum Erreichen des Referenzalters verpflichtet, dies der 

Landeskirche zu melden. Wird mit dem Erwerbseinkommen und den aus-

gerichteten Leistungen der vor dem Ruhestand erzielte Bruttolohn über-

schritten, ist die Abfindung entsprechend zurückzuerstatten. 

Abs. 4 unverändert. 

Art. 20a  Erreichen der Altersgrenze 

1 Die Altersgrenze liegt beim vollendeten 70. Altersjahr. 

2 Das Anstellungsverhältnis endet am letzten Tag des Monats, in welchem 

die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter die Altersgrenze erreicht. 

3 Bei Fachlehrpersonen Religion endet die Anstellung am 31. Juli des Jah-

res, in welchem sie die Altersgrenze erreichen. 

4 Wird das Referenzalter gemäss Bundesgesetz über die Alters- und Hin-

terlassenenversicherung erhöht, so kann der Kirchenrat die Altersgrenze 

gemäss Abs. 1 entsprechend anpassen.  

5 Nach Erreichen der Altersgrenze ist eine Anstellung oder Weiterbeschäf-

tigung nicht möglich. Zulässig ist lediglich eine Beauftragung als Aushilfe. 

Art.  37 Abs. 1 (geändert) 

1 Bei nachgewiesener Arbeitsunfähigkeit infolge Krankheit oder Unfall wird 

der Lohn einschliesslich der Zulagen bis zur Beendigung des Arbeitsver-

hältnisses, längstens jedoch während 24 Monaten ausbezahlt. Nach Errei-

chen des Referenzalters beträgt die Lohnfortzahlung in der Regel 180 

Tage. 

Abs. 2 bis 4 unverändert. 

Art.  40 Abs. 3 (geändert) 

Abs. 1 und 2 unverändert. 

3 Für freiwilligen Dienst in Militär oder Bevölkerungsschutz sowie für den 

Beitritt zur Armeeseelsorge, zum Rotkreuzdienst oder dem Care Team ist 
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die Zustimmung der Arbeitgeberin erforderlich. Diese wird erteilt, wenn die 

Anstellungsvoraussetzungen solche Dienstleistungen zulassen. 

Abs. 4 und 5 unverändert. 

Art.  42 Abs. 1 und 2 (geändert) 

1 Die Anstellungsbehörde stellt sicher, dass für alle Mitarbeitenden eine 

Krankentaggeldversicherung mit mindestens folgenden Leistungen abge-

schlossen ist: Taggeldversicherung, welche für 730 Tage (180 Tage bei 

Mitarbeitenden, die das Referenzalter erreicht haben) 80% des Bruttolohns 

auszahlt, bei 30 Tagen Wartefrist.  

2 Der Beitritt zur Krankentaggeldversicherung ist obligatorisch, sofern für 

die Mitarbeitenden ein Leistungsanspruch bestehen kann. 

Abs. 3 unverändert. 

Art.  64 Abs. 4 (geändert) 

Abs. 1 bis 3 unverändert. 

4 Bei Stellvertretungen ist die Präsenz der Pfarrpersonen vor Ort im Arbeits-

vertrag sicherzustellen. Eine Wohnsitznahme ist nicht erforderlich. 

Art.  72 Abs. 1 (geändert) 

Abs. 2 unverändert. 

1 Der Evangelische Grosse Rat legt die Stellendotation der landeskirchli-

chen Anstellungen durch die Genehmigung des Budgets fest. 

 

2. Das Gesetz über die Zulassung zum pfarramtli-

chen Dienst (KGS 910) wird wie folgt geändert: 

Art.  1 Zweck 

Abs. 1 und 2 unverändert. 
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3 Es legt Verfahren und Abläufe fest, die bei Bewerbungen und Anstellun-

gen von Sozialdiakoninnen und Sozialdiakonen zu befolgen sind. Es klärt 

die Zuständigkeiten für die Verfahrensschritte 

Art.  4a Informationsaustausch 

1 Im Hinblick auf eine Anstellung einer nicht bereits im Kanton tätigen 

Pfarrperson holt das Dekanat bei der Herkunftskirche Informationen über 

die Eignung einer Person zum Kirchendienst ein.  

2 Einzelheiten regelt der Kirchenrat auf Antrag des Dekanats in einer Ver-

ordnung. 

Art.  5 Abs. 1a (neu) 

Abs. 1 unverändert. 

1a Die Mitgliedschaft in der Synode ist auch Voraussetzung für eine unbe-

fristete pfarramtliche Anstellung nach Erreichen des Referenzalters. 

Abs. 2 unverändert. 

Art.  25 Abs. 2 (neu) 

Abs. 1 unverändert. 

2 Bei der unbefristeten Anstellung einer Pfarrperson, welche das Referenz-

alter erreicht hat, ist statt einer Wahl die Anstellung der Kirchgemeinde-

versammlung zur Genehmigung zu unterbreiten. Absatz 1 gilt sinngemäss. 

Art.  26 Abs. 3 (neu) 

Abs. 1 und 2 unverändert. 

3 Bei der unbefristeten Anstellung einer Pfarrperson, welche das Referenz-

alter erreicht hat, gelten die Bestimmungen sinngemäss. 
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Art.  28 Grundsatz  

1 Eine Stellvertretung übt den pfarramtlichen Dienst bei einer Vakanz oder 

bei längerem Ausfall der Gemeindepfarrerin oder des Gemeindepfarrers 

befristet während mehr als zwei Monaten aus.  

2 Als Stellvertreterinnen und Stellvertreter können angestellt werden: 

a) Synodale; 

b) Pfarrpersonen sowie Pfarramtskandidatinnen und -kandidaten mit Bewil-

ligung des Dekanats. 

3 Die Bestimmungen über das Hospitationspraktikum gelten sinngemäss, 

sofern die Pfarrperson nicht mindestens sechs Monate in einer Mitgliedkir-

che der EKS im Gemeindepfarramt tätig war. 

4 Für Vakanzen in pfarramtlichen Diensten der Landeskirche gilt die Be-

stimmung sinngemäss. 

Art.  28a Dauer 

1 Ein Stellvertretungsvertrag wird in der Regel für längstens sechs Monate 

abgeschlossen.  

2 In begründeten Fällen kann mit Bewilligung des Dekanats eine Dauer von 

höchstens einem Jahr vorgesehen oder der Vertrag auf insgesamt höchs-

tens drei Jahre verlängert werden. 

3 Stellvertretungen durch Personen, welche die personalrechtliche Alters-

grenze erreicht haben, sind nicht zulässig. 

Art.  29 Berechtigung 

1 Das Dekanat führt eine Liste von qualifizierten Personen, die zur Über-

nahme von Stellvertretungen berechtigt sind. Es legt die dafür relevanten 

Kriterien fest. 

2 Wer auf die Liste der Stellvertreterinnen und Stellvertreter gesetzt wer-

den will, hat die vom Dekanat verlangten Unterlagen einzureichen. 
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3 Auf Gesuch des Kirchgemeindevorstandes kann das Dekanat eine Einzel-

bewilligung erteilen und die vorgängig einzureichenden Unterlagen be-

zeichnen. 

4 Die Stellvertretungsbewilligung kann vom Dekanat entzogen werden. Da-

bei finden die Bestimmungen über den Entzug der Provisionserlaubnis 

sinngemäss Anwendung. 

Art.  30 Grundsatz 

1 Eine Aushilfe  

a. übernimmt einzelne Dienste oder 

b. übt den pfarramtlichen Dienst in einer Kirchgemeinde befristet wäh-
rend höchstens zwei Monaten aus. In Ausnahmefällen kann der Kir-
chenrat auf begründetes Gesuch des Kirchgemeindevorstandes hin eine 
Verlängerung genehmigen. 

2 Als Aushilfen können die in Art. 31 Abs. 1 genannten Personen eingesetzt 

werden. 

3 Die Beauftragung erfolgt in jedem Fall durch den Kirchgemeindevorstand 

und das Pfarramt. Dies gilt auch wenn die aushelfende Person von einem 

Mitglied der Kirchgemeinde direkt angefragt wurde.  

4 Bei vakantem Ortspfarramt nimmt der Kirchgemeindevorstand Rückspra-

che mit dem Dekanat. 

5 Die Entschädigung richtet sich nach den landeskirchlichen Tarifen. 

Art.  31 Einsatzbereiche 

1 Aushilfen können für folgende Einsatzbereiche angestellt bzw. eingesetzt 

werden: 

a. Synodale, Pfarrpersonen und Pfarramtskandidatinnen und -kandidaten: 
- alle pfarramtlichen Aufgaben. 

b. Mitglieder des Diakonatskapitels bei entsprechender Ausbildung:  

- alle pfarramtlichen Aufgaben. 

c. Theologiestudierende mit Bachelor-Abschluss: 

- Gemeindegottesdienste, 

- Gottesdienste in Institutionen, 
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- Taufe und Hochzeit auf persönliche Anfrage durch die Tauffamilie resp. 
das  Paar, 

- Religions- und Konfirmationsunterricht. 

d. Laienpredigerinnen und Laienprediger: 

- Gemeindegottesdienste, 

- Gottesdienste in Institutionen, 

- Taufe und Hochzeit auf persönliche Anfrage durch die Tauffamilie resp. 
das  Paar. 

2 Aufgrund von entsprechenden Qualifikationen, Zusatzqualifikationen oder 

Erfahrung kann das Dekanat die Übernahme von weiteren pfarramtlichen 

Aufgaben bewilligen. 

3 Die Aushilfe im Religionsunterricht richtet sich im Übrigen nach den per-

sonalrechtlichen Bestimmungen. 

Art.  31a Berechtigung 

1 Das Dekanat führt eine Liste von qualifizierten Personen, die als Aushilfen 

angefragt werden können. Es legt die dafür relevanten Kriterien fest. 

2 Wer auf die Liste der Aushilfen gesetzt werden will, hat die vom Dekanat 

verlangten Unterlagen einzureichen. 

3 Die Aushilfsbewilligung kann vom Dekanat entzogen werden. Dabei fin-

den die Bestimmungen über den Entzug der Provisionserlaubnis sinnge-

mäss Anwendung. 

VII.  Sozialdiakoninnen und Sozialdiakone (neu) 

Art.  34a Anstellung 

1 Die Anstellung richtet sich nach dem landeskirchlichen Personalrecht. 

2 Das Dekanat stellt fest, welche Qualifikationen in den Einsatzbereichen 

von Art. 31 vorliegen. 
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Art.  34b Ordination 

1 Sozialdiakoninnen und Sozialdiakone werden für ihren Dienst ordiniert, 

wenn sie die Anstellungsbedingungen des Personalgesetzes erfüllen und 

nicht bereits ordiniert sind. Sie legen ein Ordinationsversprechen ab. 

2 Die Ordination wird von einem ordinierten Mitglied des Kirchenrates in 

einem öffentlichen Gottesdienst vollzogen. 

Art.  34c Installation 

Neu angestellte Sozialdiakoninnen resp. Sozialdiakone werden von einem 

Vorstandsmitglied der Kirchenregion oder einer anderen vom Regionalvor-

stand bezeichneten Person in den Dienst eingesetzt. Sie legen ein Amts-

versprechen ab. 

Art.  34d Begleitung 

1 Der Vorstand des Diakonatskapitels begleitet zusammen mit dem Deka-

nat Sozialdiakoninnen und Sozialdiakone, die erstmals eine Stelle im Kan-

ton antreten. 

2 Diese können während des ersten Anstellungsjahrs Begleitung und Un-

terstützung durch eine Mentorin oder einen Mentor beanspruchen. Der 

Vorstand des Diakonatskapitels kann ihnen auch ohne Gesuch eine Men-

torin oder einen Mentor zuteilen. 

3 Im Lauf des ersten Anstellungsjahres findet ein Standortgespräch zusam-

men mit dem Kirchgemeindevorstand statt. Die Vertretung von Diakonats-

kapitel und Dekanat kann Empfehlungen aussprechen. 

Art.  34e Diakonatskapitel 

1 Die in der Landeskirche tätigen Sozialdiakoninnen und Sozialdiakone, ge-

hören dem Diakonatskapitel an.  

2 Sie werden von ihrer Arbeitgeberin jährlich drei Tage für Versammlungen 

des Diakonatskapitels freigestellt.  

3 Der Kirchenrat kann ausserordentliche Zusammenkünfte des Diakonats-

kapitels einberufen. 
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Art.  36 Aufhebung bisherigen Rechts 

Auf den Zeitpunkt des Inkrafttretens wird die Verordnung für die Anstel-

lung von Sozialdiakonen und Sozialdiakoninnen vom 12. November 2003 

aufgehoben. 

3. Die Verordnung für die Weiterbildung kirchlicher 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter (KGS 951) wird 

wie folgt geändert: 

Titel (geändert): Gesetz über die Weiterbildung kirchli-

cher Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter (Weiterbildungs-

gesetz, WBG) 

Art.  6 Abs. 2 (geändert) 

Abs. 1 unverändert. 

2 Kumulierte Weiterbildungsansprüche verfallen: 

a) mit der Kündigung durch die oder den Arbeitnehmenden; 

b) ein Jahr vor Ende der Anstellung wegen: 

- Erreichen des Referenzalters ohne Weiterbeschäftigung; 

- Erreichen der Höchstdauer einer befristeten Anstellung nach Erreichen 
des  Referenzalters oder 

- Erreichen der personalrechtlichen Altersgrenze. 

Abs. 3 unverändert. 

Art.  10 Abs. 3 (geändert) 

Abs. 1 und 2 unverändert. 

3 Ein Sabbatical kann nicht angetreten werden: 

a) in gekündigter Stellung; 

b) ein Jahr vor Ende der Anstellung wegen: 

- Erreichen des Referenzalters ohne Weiterbeschäftigung; 
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- Erreichen der Höchstdauer einer befristeten Anstellung nach Erreichen 
des  Referenzalters oder  

- Erreichen der personalrechtlichen Altersgrenze. 

 

Datum der Veröffentlichung: 21. November 2025 

Ablauf der Referendumsfrist: 19. Februar 2026 


